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Regierungsratsbeschluss vom 11. November 2014  

 

 

Leistungsvereinbarungen mit den Geschützte Werkstätte der Behindertenhil-
fe Basel-Stadt für das Jahr 2015  P141570 
 

1. Der Regierungsrat genehmigt die Rahmenleistungsvereinbarung zwi-
schen dem Departement für Wirtschaft, Soziales und Umwelt und den 
Geschützten Werkstätten der Behindertenhilfe für das Jahr 2015. 

2. Die Einzelanträge zur Erhöhung der Leistungskontingente (maximale 
Begleitstundenzahl) und zur Anpassung des Tarifs (anrechenbarer Net-
toaufwand pro begleitete Arbeitsstunde) per 1. Januar 2015 werden 
gemäss der jeweils beantragten Beschlussfassung genehmigt. 

 

Begründung 
Die bestehenden Leistungsvereinbarungen des Kantons Basel-Stadt mit den 
Werkstätten der Behindertenhilfe laufen Ende 2014 aus. Um gemäss bun-
desrechtlicher Verpflichtung auch in den nächsten Jahren ein bedarfsgerech-
tes Angebot an begleiteter Arbeit für Menschen mit Behinderungen am Platz 
Basel sichern zu können, müssen sie per 2015 erneuert werden. Der Ver-
tragstext der Rahmenleistungsvereinbarung wird bei dieser Gelegenheit den 
Anforderungen des neuen kantonalen Mustervertrags für Finanzhilfen und 
Abgeltungen folgend angepasst. Angesichts des mit dem neuen Behinder-
tenhilfegesetz (seit Ende September 2014 in der öffentlichen Vernehmlas-
sung) geplanten Systemwechsels wird die Vereinbarung nur noch für ein 
Jahr abgeschlossen.  
Die kantonale Bedarfsplanung der Behindertenhilfe 2014 bis 2016 hat Ange-
botslücken im Bereich der integrativen Arbeitsplätze für Erwachsene mit ei-
ner Behinderung sowie steigenden Betreuungs- und Pflegebedarf bei gewis-
sen Klientengruppen in geschützten Werkstätten festgestellt. Den 
Planungsleitsätzen folgend wurden deshalb mit einzelnen Behindertenwerk-
stätten die institutionsspezifischen Vertragskennzahlen (Tarif und Leistungs-
kontingent) für die neue Vertragsperiode bilateral neu ausgehandelt. Die dar-
aus für den Kanton resultierenden jährlichen Mehrkosten von rund 850'000 
Franken bewegen sich innerhalb des hierfür in der kantonalen Bedarfspla-
nung vorgesehen Finanzrahmens. 

                                                                                         


